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(Nr. 9676.) Kirchengeſetz, betreffend die Dienſtvergehen der im Dienſte der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover Angeſtellten. Vom 24. April 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen in Betreff der Dienſtvergehen der im Dienſte der evangeliſchlutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover Angeſtellten, mit Zuſtimmung der Landesſynode, 
was folgt: 

I. Geltungsbereich. 


5 1. 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes ſind auf alle im geiſtlichen Amte oder 
niederen Kirchendienſte Angeſtellten anwendbar. 


II. Disziplinarſtrafen. 


F. 2. 

Ein im Kirchendienſt Angeſtellter ($. 1), welcher 

1) die Pflichten verletzt, die ihm fein kirchliches Amt auflegt, oder 

2) durch ſein Verhalten in oder außer dem Amte ſich der Achtung, des 
Anſehens oder des Vertrauens, die ſein Beruf erfordert, unwürdig zeigt, 


unterliegt der Disziplinarbeſtrafung. 
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Dei geringeren Ordnungswidrigkeiten und Verſtößen gegen die amtliche 
Pflicht kann ſtatt der Disziplinarbeſtrafung eine Mahnung der Vorgeſetzten ein- 
treten, durch welche der Angeſtellte an ſeine Pflicht erinnert wird. 


$. 3. 
Im Laufe einer gerichtlichen Unterſuchung darf gegen den Angeſchuldigten 
ein Disziplinarverfahren wegen der nämlichen Thatſachen nicht eingeleitet werden. 
Wenn im Laufe eines Disziplinarverfahrens wegen der den Gegenſtand 
deſſelben bildenden Thatſachen eine gerichtliche Unterſuchung gegen den An⸗ 
geſchuldigten eröffnet wird, ſo muß das Disziplinarverfahren bis zur rechtskräftigen 
Erledigung des gerichtlichen Verfahrens ausgeſetzt werden. 


; $. 4. | 
Die rechtskräftige ſtrafrichterliche Verurtheilung zu Zuchthausſtrafe oder 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte hat den Verluſt des Kirchenamtes mit den 
Wirkungen der Dienſtentlaſſung (F. 9) von Rechtswegen zur Folge. 


H. 5. 
Die Disziplinarſtrafen beſtehen in: 
1) Ordnungsſtrafen, 
2) Entfernung aus dem Kirchenamte. 


§. 6. 
Ordnungsſtrafen ſind: 291 
1) Warnung, 
2) Verweis, 
3) Geldbuße. 
577 


Die Entfernung aus dem Amte kann beſtehen in: 
1) Amtsenthebung, 
2) Dienſtentlaſſung. 
$. 8. 

Die Amtsenthebung bewirkt den Verluſt des Kirchenamtes; der Verurtheilte 
bleibt jedoch anſtellungsfähig. 

Gegen Angeſchuldigte, welche einen Anſpruch auf Ruhegehalt haben, kann 
in dem auf Amtsenthebung lautenden Urtheile ausgeſprochen werden, daß den⸗ 
ſelben das ihnen rechtlich zukommende Ruhegehalt im vollen Betrage oder zum 
Theil dauernd oder auf Zeit beigelegt werde. Jedes auf Amtsenthebung lautende 
Urtheil muß eine Entſcheidung hierüber enthalten. Die Beſtimmung des $. 11 
Abſatz 3 der Emeritirungsordnung kommt in ſolchem Fall nicht zur Anwendung. 


— — 


Wird dem Angeſchuldigten nur ein Theil des Ruhegehaltes beigelegt, ſo wird in 
erſter Reihe der Zuſchuß, welchen bei voller Anwendung der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen der Emeritirungsfonds zu leiſten haben würde, entſprechend gekürzt be⸗ 
ziehungsweiſe wegfällig. 

An Stelle der Amtsenthebung kann dem Angeſchuldigten die Verpflichtung 
auferlegt werden, die Verſetzung in ein anderes Amt ſich gefallen zu laſſen, ſelbſt 
wenn mit dieſem Amte ein geringeres Dienſteinkommen verbunden iſt, als welches 
der Angeſchuldigte bis dahin bezogen hat. Dieſe Verpflichtung bezieht ſich nur 
auf eine Verſetzung von dem Amte, welches der Angeſchuldigte zur Zeit der 
Urtheilsverkündigung bekleidet. Leiſtet der Angeſchuldigte der Verſetzung keine 
Folge, ſo tritt kraft des Geſetzes ohne weiteres Verfahren die Amtsenthebung 
ein. Erweiſt ſich die Verſetzung aus anderen Gründen als unausführbar, oder 
iſt ſie binnen drei Jahren ſeit der Rechtskraft des Urtheils nicht verfügt, ſo iſt 
dieſelbe durch Nachentſcheidung der Disziplinarbehörde (. 16) in eine andere 
Disziplinarſtrafe, jedoch nicht in Dienſtentlaſſung ($. 7 Nr. 2) umzuwandeln. 


§. 9. 

Die Dienſtentlaſſung hat den Verluſt aller Rechte eines im Kirchendienſte 
Angeſtellten, insbeſondere des Titels und des Anſpruchs auf Ruhegehalt, ſowie 
der Anſtellungsfähigkeit, bei der Entlaſſung aus einem geiſtlichen Amte auch den 
Verluſt der Befähigung zur Vornahme geiſtlicher Amtshandlungen von Rechts⸗ 
wegen zur Folge. In dem Urtheil kann dem Verurtheilten unter beſonderen 
Umſtänden ein aus den Einkünften der Stelle zu entnehmendes Suſtentations⸗ 
gehalt dauernd oder auf Zeit beigelegt werden. Daſſelbe darf jedoch ein Viertel 
der dermaligen Stelleneinnahme ohne Hinzurechnung des Werthes der Dienft- 
wohnung nicht überſteigen. 


§. 10. 


Welche der in den $$. 6 und 7 beſtimmten Strafen anzuwenden ſei, iſt 
nach der größeren oder geringeren Erheblichkeit des Dienſtvergehens mit beſonderer 
Rückſicht auf die Eigenthümlichkeit des Falles und die ſonſtige Führung des An⸗ 
geſchuldigten zu ermeſſen. 

Die Verbindung verſchiedener Ordnungsſtrafen mit einander iſt zuläſſig. 


III. Disziplinarverfahren. 


1. Verfahren in leichteren Fällen. 
§. 11. 


Ordnungsſtrafen können von dem Landeskonſiſtorium und von dem Kon 
ſiſtorium verhängt werden. 
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F. 12. 

Vor der Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe ift dem im Kirchendienſte An⸗ 
geftellten in der Regel Gelegenheit zu geben, ſich über die ihm zur Laſt gelegte 
Verletzung ſeiner Amtspflicht zu verantworten. Verweiſe und Geldbußen dürfen 
nur nach Anhörung des Beſchuldigten verhängt werden. 

Die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe erfolgt unter Angabe der Gründe durch 
ſchriftliche Verfügung. 

F. 13. 

Gegen Verhängung einer Ordnungsſtrafe durch das Konſiſtorium findet 

binnen einer Friſt von vier Wochen Beſchwerde an das Landeskonſiſtorium ftatt. 


Die Friſt wird durch Einreichung der Beſchwerde beim Konſiſtorium oder Landes 
konſiſtorium gewahrt. 


2. Förmliches Disziplin arverfahren. 


$. 14. 


Der Entfernung aus dem Amte muß ein förmliches Disziplinarverfahren 
vorhergehen. 
Dasſelbe befteht in Vorunterſuchung und Hauptverhandlung. 


§. 15. 

Die Einleitung des förmlichen Disziplinarverfahrens wird von dem für 
die Entſcheidung zuſtändigen Konfiftorium oder von dem Landeskonſiſtorium 
verfügt. 

Die Behörde, welche dieſe Verfügung trifft, ernennt für das Verfahren 
einen Unterſuchungskommiſſar und einen Vertreter der Anklage. 


§. 16. 
Die entſcheidenden Disziplinarbehörden erſter Inſtanz ſind die Konſiſtorien. 


1 

Für die Hauptverhandlung (vergl. §. 20) werden dem Konſiſtorium je ein 
geiſtliches und ein weltliches Mitglied beigeordnet, welche von dem ſtändigen 
Ausſchuſſe der Landesſynode aus der Zahl der dem Konſiſtorialbezirke angehörigen 
Abgeordneten zur Landesſynode gewählt werden. In gleicher Weiſe wählt der Aus- 
ſchuß für den Konſiſtorialbezirk je zwei geiſtliche und zwei weltliche Erſatzmänner. 
Seine Wahlen gelten bis zur nächſten Ausſchußwahl. Im Behinderungsfalle 
und für den Fall, daß einer der Gewählten die Synodalfähigkeit verlöre oder 
aus dem Konſiſtorialbezirke ausſchiede, treten nach einer vom Ausſchuſſe im 
Voraus zu beſtimmenden Reihenfolge die Erſatzmänner ein. Sollte während 
der Dauer der Synodalperiode es an einem eintrittsfähigen Erſatzmanne fehlen, 


Be 


fo hat der Ausſchuß neu zu wählen, und beſitzt alsdann, falls Abgeordnete, die 
zu dieſem Zwecke gewählt werden können, im Konſiſtorialbezirke überhaupt nicht 
vorhanden wären, das Recht, aus den einem anderen Konſiſtorialbezirke an 
gehörenden Abgeordneten zur Landesſynode zu wählen. 

Ueber die Fortdauer der Synodalfähigkeit entſcheidet der ſtändige Ausſchuß 
der Landesſynode. 

$. 18. 

Zuſtändig iſt das Konſiſtorium, deſſen Aufſichtskreiſe der Angeſchuldigte 
zur Zeit der Einleitung des Verfahrens ($. 15) angehört. 

Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit der Konſiſtorien werden durch das 
Landeskonſiſtorium entſchieden. 


$. 19. 


Iſt das zuſtändige Konſiſtorium in einem einzelnen Falle an der Ausübung 
der Disziplinargewalt rechtlich oder thatſächlich verhindert, ſo tritt ein anderes 
durch das Landeskonſiſtorium benanntes an deſſen Stelle. 

Daſſelbe findet ſtatt, wenn das Landeskonſiſtorium auf Antrag des zu⸗ 
ſtändigen Konſiſtoriums, des Vertreters der Anklage oder des Angeſchuldigten 
das Vorhandenſein von Gründen anerkennt, aus welchen die Unbefangenheit des 
zuſtändigen Konſiſtoriums bezweifelt werden kann. 


$. 20. 


Die Konfiftorien erledigen die Disziplinarſachen in der Beſetzung von drei 
ordentlichen Mitgliedern. Als ordentliche Mitglieder gelten dabei alle zu vollem 
Stimmrecht berechtigten Mitglieder und Hülfsarbeiter. 
| Daneben werden die zwei nach $. 17 Beigeordneten berufen und nehmen 
an der Hauptverhandlung als außerordentliche Mitglieder der Behörde, gleichfalls 
mit vollem Stimmrechte, Theil. 

Mitglieder, welche bei dem Beſchluſſe wegen Einleitung der Unterſuchung 
mitgewirkt haben, ſowie der Unterſuchungskommiſſar ſind von der Theilnahme 
an der Hauptverhandlung nicht ausgeſchloſſen. Derjenige, welcher in der Sache 
als Vertreter der Anklage thätig geweſen, iſt von der Theilnahme an der Urtheils⸗ 
findung kraft Geſetzes ausgeſchloſſen. 


§. 21. 

In der Vorunterſuchung wird der Angeſchuldigte unter Mittheilung der 
Anſchuldigungspunkte vorgeladen und, wenn er erſcheint, gehört. 

Die Zeugen werden vernommen und die zur Aufklärung der Sache dienen 
den ſonſtigen Beweiſe erhoben. 

Die Zeugen ſind zu beeidigen, wenn ihre Ausſagen für die Beurtheilung 
der Sache erheblich erſcheinen und ihre Beeidigung nicht aus beſonderen Gründen 
unzuläſſig iſt. Die Beeidigung der Zeugen erfolgt nach ihrer Vernehmung. Bei 
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wiederholter Vernehmung kann an Stelle nochmaliger Beeidigung die Verſicherung 

der Richtigkeit der Ausſage auf den früher geleiſteten Eid angeordnet werden. 
Ueber jede Unterſuchungshandlung iſt unter Zuziehung eines vereidigten 

Protokollführers ein Protokoll aufzunehmen. 


§. 22. 


Der Vertreter der Anklage kann ſtets, ohne daß jedoch das Verfahren 
dadurch aufgehalten werden darf, von dem Stande der Vorunterſuchung durch 
Einſicht der Akten Kenntniß nehmen und die ihm geeignet ſcheinenden An⸗ 
träge ſtellen. 

Erachtet der Unterſuchungskommiſſar nach Benehmen mit dem Vertreter 
der Anklage den Zweck der Vorunterſuchung für erreicht, ſo überſendet er die 
Akten dem Konſiſtorium, welches dieſelben, ſofern es nicht eine Ergänzung der 
Vorunterſuchung anordnet, dem Vertreter der Anklage zur Stellung ſeiner An⸗ 
träge vorlegt. 


$. 23. 


Nach Beendigung der Vorunterſuchung hat der Vertreter der Anklage bei 
dem Konſiſtorium entweder die Einſtellung des Verfahrens oder die Verhängung 
einer Ordnungsſtrafe oder die Hauptverhandlung zu beantragen, auch im letzteren 
Fall die Anklageſchrift einzureichen. 

Erachtet das Konſiſtorium die Einſtellung des Verfahrens oder die Ver— 
hängung einer Ordnungsſtrafe für geboten, ſo hat es die Verhandlungen dem 
Landeskonſiſtorium zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 


F. 24. 


Sofern das Landeskonſiſtorium nicht eine Ergänzung der Vorunterſuchung 
anordnet, kann es mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung das Ver⸗ 
fahren einſtellen oder geeigneten Falls eine Ordnungsftrafe verhängen. 

Der Angeſchuldigte erhält in beiden Fällen Ausfertigung des mit Gründen 
zu verſehenden Beſchluſſes. 5 

Das eingeſtellte Disziplinarverfahren kann wegen der nämlichen An⸗ 
ſchuldigungspunkte nur auf Grund neuer Thatſachen oder Beweismittel wieder 
aufgenommen werden. 

Iſt eine Ordnungsſtrafe verhängt, ſo findet eine Wiederaufnahme des 
Disziplinarverfahrens nicht ſtatt. 


$. 25. ö 
Wird das Verfahren nicht in Gemäßheit des $. 24 Abſatz 1 erledigt, ſo 
wird der Angeſchuldigte unter abſchriftlicher Mittheilung der Anklageſchrift zu 
einer von dem Vorſitzenden des Konſiſtoriums anzuberaumenden Sitzung zur 
Hauptverhandlung vorgeladen. c 7 


— 29 — 


Der Angeſchuldigte kann ſich dabei des Beiſtandes eines Rechtsanwalts 
oder mit Genehmigung des Konſiſtoriums, beziehungsweiſe Landeskonſiſtoriums 
eines Anderen als Vertheidigers bedienen. 

Dem Vertheidiger iſt die Einſicht der Unterſuchungsakten zu geſtatten. 


$. 26. 

Das Konſiſtorium kann auf Antrag oder von Amtswegen die Vernehmung 
von Zeugen und Sachverſtändigen, ſei es durch einen Kommiſſar oder vor der 
Behörde ſelbſt, ſowie die Herbeiſchaffung anderer Beweismittel anordnen. 

Es beſchließt über die Ausſetzung der Hauptverhandlung, wenn es eine 
ſolche für angemeſſen erachtet. 

| $. 27. 

Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich. In derſelben giebt zuerſt ein 
vom Vorſitzenden der Behörde aus der Zahl ihrer Mitglieder ernannter Bericht⸗ 
erſtatter eine Darſtellung der Sachlage, wie ſie aus den bisherigen Verhandlungen 
hervorgeht. a 
Hierauf erfolgt die Vernehmung des Angeſchuldigten, ſowie die Vernehmung 
derjenigen Zeugen, deren Ladung zur Hauptverhandlung vom Konſiſtorium für 
erforderlich erachtet iſt, und die Erhebung der ſonſt erforderlichen Beweiſe. 

Zum Schluſſe werden der Vertreter der Anklage, ſowie der Angeſchuldigte 
und ſein Vertheidiger mit ihren Ausführungen und Anträgen gehört. Dem An⸗ 
geſchuldigten ſteht das letzte Wort zu. 


F. 28. 


Die Hauptverhandlung findet auch dann ſtatt, wenn der Angeſchuldigte nicht 
erſchienen iſt. Derſelbe kann ſich durch einen Vertheidiger (F. 25) vertreten laſſen. 

Dem Konſiſtorium ſteht es jedoch jederzeit zu, das perſönliche Erſcheinen 
des Angeſchuldigten unter der Warnung anzuordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben 
ein Vertreter nicht werde zugelaſſen werden. | 


$.29. 


Bei der Entfcheidung hat das Konſiſtorium nach feiner freien, aus dem 
Inbegriff der Verhandlungen geſchöpften Ueberzeugung zu urtheilen, inwieweit 
die Anſchuldigung für begründet zu erachten iſt. 

Iſt die Anſchuldigung nicht begründet, fo wird der Angeſchuldigte frei⸗ 
geſprochen. 

Iſt die Anſchuldigung begründet, ſo kann die Entſcheidung auch auf eine 
bloße Ordnungsſtrafe lauten. 

Die ſchriftlich abzufaſſende Entſcheidung wird am Schluſſe der Haupt⸗ 
verhandlung oder in einer ſofort anzuberaumenden anderweiten Sitzung verkündet. 

Eine Ausfertigung der mit Gründen zu verſehenden Entſcheidung iſt dem 
Angeſchuldigten von Amtswegen zuzuſtellen. 
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a 


F. 30. 


Ueber die Haupwerhandlung iſt ein Protokoll aufzunehmen und von dem 
Vorſitzenden und dem Protokollführer zu unterſchreiben. Daſſelbe muß die 
Namen der Anweſenden, die weſentlichen Momente der Hauptverhandlung und 
die Entſcheidung enthalten. 


$. 31. 


Gegen die Entſcheidung des Konſiſtoriums ſteht die Berufung an das 
Landeskonſiſtorium ſowohl dem Vertreter der Anklage als dem Angeſchuldigten offen. 


6. 32. 

Die Berufung muß bei dem Konſiſtorium, welches die anzugreifende Ent⸗ 
ſcheidung erlaſſen hat, zu Protokoll oder ſchriftlich eingelegt werden. Von Seiten 
des Angeſchuldigten kann dies durch einen Bevollmächtigten geſchehen. 

Die Einlegungsfriſt iſt eine vierwöchige. Sie beginnt für beide Theile 
mit dem Ablaufe des Tages, an welchem dem Angeſchuldigten die Ausfertigung 
der Entſcheidung zugeſtellt worden iſt. 

$. 33. 

Zur ſchriftlichen Rechtfertigung der Berufung ſteht demjenigen, welcher ſie 
rechtzeitig eingelegt hat, eine vom Ablaufe der Einlegungsfriſt zu berechnende 
zweiwöchige Friſt offen. 

Die Schriftſtücke über die Einlegung und die etwa erfolgte Rechtfertigung 
der Berufung ſind, wenn der Vertreter der Anklage die Berufung erhoben hat, 
dem Angeſchuldigten in Abſchrift zuzuſtellen, oder falls die Berufung ſeitens des 
letzteren erhoben iſt, dem Vertreter der Anklage in Urſchrift vorzulegen. 

Innerhalb zwei Wochen nach erfolgter Zuſtellung kann der Gegner eine 
Beuuiwonlungsſchrift einreichen. 

Die Friſten zur Rechtfertigung und Beantwortung der Berufung können 
vom Konſiſtorium auf Antrag verlängert werden. 

Neue Thatſachen, welche die Grundlage einer anderen Beſchuldigung bilden, 
dürfen in der Berufungsinſtanz nicht vorgebracht werden. 


J. 34. 
Nach Ablauf der in den $$. 32 und 33 beſtimmten Friſten werden die 
Akten an das Landeskonſiſtorium eingeſandt. 


F. 35. 

Das Landeskonſiſtorium entſcheidet über die Berufung in der Beſetzung 
von mindeſtens fünf Mitgliedern und immer in ungerader Zahl. Die Zuziehung 
außerordentlicher Mitglieder des Landeskonſiſtoriums iſt dabei nur zuläſſig nach 
einer im Voraus beſtimmten Reihenfolge und nur zur Ergänzung der Zahl der 
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Stimmen auf fünf und im Falle der Mitwirkung des Ausſchuſſes der Landes⸗ 
ſynode auf ſieben. 

Mitglieder, welche bei der angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt haben, 
find von der Theilnahme an der Verhandlung und Entſcheidung in der Berufungs- 
inſtanz ausgeſchloſſen. 

Bei Entſcheidungen, durch welche wider einen im geiſtlichen Amte An⸗ 
geſtellten wegen Mangels der Rechtgläubigkeit oder wegen falſcher Lehre auf 
Entlaſſung oder Disziplinarſtrafe erkannt wird, tritt die Mitwirkung des Aus⸗ 
ſchuſſes der Landesſynode nach F. 66 Ziffer 2 der Kirchenvorſtands- und Synodal⸗ 
Ordnung vom 9. Oktober 1864 ein. 

Das Landeskonſiſtorium erläßt die zur Aufklärung der Sache etwa erforder— 
lichen Anordnungen. Es kann eine mündliche Verhandlung anordnen. Dieſes 
muß geſchehen auf den vom Angeſchuldigten ſpäteſtens in der Rechtfertigung der 
Berufung oder der Beantwortungsſchrift geſtellten Antrag. Zu derſelben iſt der 
Angeſchuldigte zu laden und ein Vertreter der Anklage zuzuziehen. Der letzte 
wird von dem Vorſitzenden des Landeskonſiſtoriums ernannt. 

Die Vorſchriften des §. 20 Abſatz 3, des $. 25 Abſatz 2 und 3, der $$. 27, 
28, 29 und 30 gelten auch hier. 

36. 


Lautet die angefochtene Entſcheidung auf Freiſprechung des Angeſchuldigten, 
oder nur auf eine Ordnungsſtrafe, ſo kann das Landeskonſiſtorium, wenn es 
den Angeſchuldigten ſtrafbar findet, nicht auf Dienſtentlaſſung und auf Amts⸗ 
enthebung nur unter gleichzeitiger Beilegung des vollen Ruhegehalts erkennen. 


3. Koſten des Disziplinarverfahrens. 
$. 37. 

Für das Disziplinarverfahren werden keine Gebühren, ſondern nur baare 
Auslagen in Anſatz gebracht. 

Inſoweit der Angeſchuldigte im förmlichen Disziplinarverfahren verurtheilt 
wird, hat er die vom Konſiſtorium feſtzuſetzenden baaren Auslagen des Ver⸗ 
fahrens einſchließlich des Ermittelungsverfahrens ganz oder theilweiſe zu erſtatten. 
Ueber die Erſtattungspflicht iſt von der Disziplinarbehörde mit zu entſcheiden. 


IV. Vorlaͤufige Dienſtenthebung. 
§. 38. 
Die vorläufige Dienſtenthebung eines im Kirchendienſte Angeſtellten 
(Suspenſion vom Amte) tritt kraft des Geſetzes ein: 

1) wenn in einem gerichtlichen Strafverfahren feine Verhaftung beſchloſſen 
oder gegen ihn ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urtheil erlaſſen 
iſt, welches den Verluſt des Amtes kraft des Geſetzes nach ſich zieht; 

2) wenn im Disziplinarverfahren eine noch nicht rechtskräftige Entſcheidung 
ergangen iſt, welche auf Dienſtentlaſſung lautet. 
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$. 39. 


Im Falle des $. 38 Nr. 1 dauert die Suspenſion bis zum Ablauf des 
zehnten Tages nach Wiederaufhebung des Verhaftungsbeſchluſſes oder nach ein⸗ 
getretener Rechtskraft eines Urtheils, durch welches der Angeſchuldigte zu einer 
anderen Strafe als der bezeichneten verurtheilt wird. Lautet das rechtskräftige 
Urtheil auf Freiheitsſtrafe, fo dauert die Suspenſion, bis das Urtheil vollſtreckt iſt. 

Im Falle des §. 38 Nr. 2 dauert die Suspenſion bis zu dem Zeitpunkte, 
in welchem die ergangene Disziplinarentſcheidung in der Berufungsinſtanz zu 
Gunſten des Angeſchuldigten abgeändert wird, oder in welchem dieſelbe die Rechts- 
kraft erlangt. 

$. 40. 

Die zur Einleitung des förmlichen Disziplinarverfahrens ermächtigte Behörde 
kann die Suspenſion, ſobald gegen den im Kirchendienſt Angeftellten ein gerichtliches 
Strafverfahren eingeleitet iſt oder die Einleitung eines förmlichen Disziplinar⸗ 
verfahrens verfügt wird, oder auch demnächſt im ganzen Laufe des Verfahrens 
bis zur rechtskräftigen Entſcheidung verfügen. 


9. 41. 


Der Suspendirte behält während der Suspenſion neben der Dienſtwohnung 
beziehungsweiſe Miethsentſchädigung die Hälfte ſeines Dienſteinkommens. Die 
nähere Anordnung wegen Einbehaltung der anderen Hälfte ſteht dem Konſiſtorium 
zu. Gegen ſolche Anordnung findet binnen einer Friſt von vier Wochen Be⸗ 
ſchwerde bei dem Landeskonſiſtorium ſtatt. 

Die für Dienſtunkoſten beſonders angeſetzten Beträge bleiben bei Berechnung 
des Dienſteinkommens außer Anſatz. 

Der innebehaltene Theil des Dienſteinkommens iſt zu den Koſten, welche 
durch die Stellvertretung des Angeſchuldigten verurſacht werden „der etwaige Reſt 
auf die Koſten des Verfahrens, inſoweit dieſelben dem Angeſchuldigten zur Laſt 
gelegt werden ($. 37), zu verwenden. 

Einen weiteren Beitrag zu den Stellvertretungskoſten zu leiſten, iſt der 
Angeſchuldigte nicht verpflichtet. 

§. 42. 

Der zu den Koſten ($. 41) nicht verwendete Theil des einbehaltenen Ein⸗ 
kommens wird dem Suspendirten nach Beendigung der Suspenſion nachgezahlt. 

Erinnerungen über die Verwendung des Einkommens ſtehen dem An 
geſchuldigten nicht zu, wohl aber iſt ihm auf Verlangen eine Nachweiſung über 
dieſe Verwendung zu ertheilen. 

Wird das Verfahren auf Grund des $. 24 eingeſtellt, oder wird der An⸗ 
geſchuldigte freigeſprochen, fo muß ihm der einbehaltene Theil des Dienſt⸗ 
einkommens vollſtändig und ohne Abzug für die Stellvertretungskoſten nach- 
gezahlt werden. 
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3 s 
Wenn Gefahr im Verzuge iſt, kann einem im Kirchendienſte Angeſtellten, 
auch ohne daß die Vorausſetzungen des F. 40 vorliegen, und auch von ſolchen 
Vorgeſetzten, die feine Suspenſion zu verfügen nicht ermächtigt find, die Aus- 
übung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagt werden. In Fällen der letzteren 
Art iſt darüber ſofort an die vorgeſetzte Behörde zu berichten. 
Dieſe Unterſagung hat eine Kürzung des Dienſteinkommens nicht zur Folge. 


V. Von der Entziehung des Titels, der Anſtellungsfaͤhigkeit und der 
Befuͤhigung zur Vornahme geiſtlicher Amtshandlungen. 


$. 44. 

Scheidet ein im Kirchendienſte Angeſtellter, gegen welchen das förmliche 
Disziplinarverfahren eingeleitet worden iſt, vor Beendigung dieſes Verfahrens aus 
dem Kirchendienſte aus, ohne den Titel, die Anſtellungsfähigkeit und die Be⸗ 
fähigung zur Vornahme geiſtlicher Amtshandlungen freiwillig aufzugeben, ſo iſt 
in Fortſetzung des Verfahrens darüber zu entſcheiden, ob ihm dieſe Rechte zu 
entziehen ſind. Anderen Falles kann das Verfahren eingeſtellt werden. In 
beiden Fällen iſt die Disziplinarbehörde befugt, dem Angeſtellten die Koſten des 
Disziplinarverfahrens (§. 37) ſowie der Stellvertretung (F. 41) zur Laſt zu legen. 


§. 45. 

Einem ordinirten Geiſtlichen, welcher nicht im Kirchendienſte ſteht, ſind der 
Titel, die Anſtellungsfähigkeit und die Befähigung zur Vornahme geiſtlicher 
Amtshandlungen zu entziehen, wenn er ſich durch ſein Verhalten der Achtung, 
des Anſehens oder des Vertrauens unwürdig zeigt, welches der geiſtliche Beruf 
erfordert. 

1 Auf das Verfahren und die Koſten deſſelben finden die Vorſchriften der 
$$. 14 bis 37 entſprechende Anwendung. 


VI. Auf Probe, Kuͤndigung oder Widerruf Angeſtellte. 


$. 46. 

Die Entlaſſung der auf Probe, auf Kündigung oder ſonſt auf Widerruf 
Angeſtellten kann, wenn die Beſetzung der Stelle dem Kirchenvorſtand zuſteht 
(F. 38 der Kirchenvorſtands- und Synodal-Ordnung vom 9. Oktober 1864), durch 
dieſen, ſonſt durch die vorgeſetzte Behörde erfolgen. Die Genehmigung des 
Konſiſtoriums iſt dazu erforderlich, wenn daſſelbe die Anſtellung genehmigt oder 
beſtätigt hat. 

Dem auf Grund der Kündigung Entlaſſenen iſt bis zum Ablauf der 
Kündigungsfriſt ſein volles Dienſteinkommen zu gewähren. Demſelben kann jedoch 
ſchon vorher die Ausübung ſeiner Amtsverrichtungen unterſagt werden. 
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VII. Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 47. 


Die nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes erfolgenden Aufforderungen, 
Mittheilungen, Zuſtellungen und Vorladungen ſind gültig und bewirken den Lauf 
der Friſten, wenn ſie unter Beobachtung der für gerichtliche Zuſtellungen in 
Strafſachen vorgeſchriebenen Formen demjenigen, an den fie ergehen, zugeſtellt find. 

Die vereideten Verwaltungsbeamten haben dabei den Glauben der Gerichts— 
vollzieher. 

Hat der Angeſchuldigte feinen dienſtlichen Wohnſitz ohne Genehmigung der 
vorgeſetzten Behörde verlaſſen, ſo kann die Zuſtellung auch in ſeiner letzten 
Wohnung an dem dienſtlichen Wohnort erfolgen. 

Die Vorſchriften der Strafgeſetze find auch für die Berechnung des Friften- 
laufs maßgebend. 

$. 48. 

Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden kirchlichen Vorſchriften werden auf— 
gehoben. 

Die Befugniß der Aufſichtsbehörden, im Aufſichtswege Beſchwerden Ab- 
hülfe zu ſchaffen oder die im Kirchendienſte Angeſtellten zur Erfüllung ihrer 
Pflichten in einzelnen Sachen anzuhalten und dabei Alles zu thun, wozu ſie 
nach den beſtehenden Geſetzen ermächtigt ſind, wird durch dieſes Geſetz nicht 
geändert. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wartburg, den 24. April 1894. 


(J. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


iD 


(Nr. 9677.) Geſetz, betreffend die Gleichſtellung der Notare mit den anderen Beamten be⸗ 
züglich der Strafen bei Nichtverwendung der tarifmäßigen Stempel. Vom 
28. Mai 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages für den Umfang 
der Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande und des Kreiſes. 
Herzogthum Lauenburg, was folgt: b 


Einziger Paragraph. 

Die nachfolgenden Beſtimmungen: 

1) die Nr. 4 der Kabinetsordre vom 28. Oktober 1836 (Geſetz-Samml. 
1836 S. 308/309 Nr. 1755), 

2) der F. 17 der Verordnung vom 19. Juli 1867, betreffend die Ver⸗ 
waltung des Stempelweſens und die Erhebung des Urkundenſtempels 
in dem vormaligen Königreiche Hannover, dem vormaligen Kurfürſten⸗ 
thum Heſſen und Herzogthum Naſſau, ſowie in den vormals Bayeriſchen 
Gebietstheilen (Geſetz-Samml. 1867 S. 1191 Nr. 6737), 

3) der F. 17 der Verordnung vom 7. Auguſt 1867, betreffend die Er⸗ 
hebung der Stempelſteuer in den Herzogthümern Schleswig und Hol- 
ſtein (Geſetz-Samml. 1867 S. 1277 Nr. 6761), 

werden aufgehoben. 

Notare, welche bei ihren amtlichen Verhandlungen die tarifmäßigen Stempel 
nicht verwenden, unterliegen fortan lediglich denſelben Strafen, wie die anderen 
Beamten. Sofern hiernach Notare mit Ordnungsſtrafen zu belegen ſind, finden 
die Vorſchriften in §. 28 des Geſetzes, betreffend die Abänderung von Beſtim⸗ 
mungen der Disziplinargeſetze, vom 9. April 1879 (Geſetz-Samml. 1879 S. 345) 
entſprechende Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 28. Mai 1894. 


(L. S) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
Bronſart v. Schellendorff. 


(Nr. 9677 9678.) 
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(Nr. 9678.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Düren, Jülich, Sankt Vith, 
Bonn, Eitorf, Rheinbach, Euskirchen, Adenau, Ahrweiler, Meiſenheim, 
Münſtermaifeld, Sinzig, Caſtellaun, Bergheim, Cöln, München - Gladbach, 
Opladen, Tholey, Lebach, Sankt Wendel, Neumagen, Prüm und Bitburg. 
Vom 8. Juni 1894. 


Ai Grund des $. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im FH. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Düren gehörige Gemeinde Langerwehe, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Jülich gehörige Gemeinde Pattern bei 
Jülich, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sankt Vith gehörige Gemeinde 
Schoppen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bonn gehörige Gemeinde Friesdorf, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Eitorf gehörige Kataſtergemeinde 
Gerlinghauſen, ſowie für die zu demſelben Amtsgerichtsbezirk gehörige, 
einen Theil der politiſchen Gemeinde Herchen bildende Kataſtergemeinde 
Herchen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Rheinbach gehörigen Gemeinden 
Ollheim und Weidesheim, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Euskirchen gehörige Gemeinde Sinzenich, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörigen Gemeinden 
Leimbach und Lückenbach, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Ahrweiler gehörigen Gemeinden 
Blasweiler und Vettelhoven, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Meiſenheim gehörige Gemeinde Limbach, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Münſtermaifeld gehörige Gemeinde 
Cattenes (Kattenes), 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sinzig gehörige Stadtgemeinde Sinzig, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Caſtellaun gehörige Gemeinde Sabers— 
hauſen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bergheim gehörige Gemeinde Oberaußen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Cöln gehörige, einen Theil der Stadt 
Cöln bildende Kataſtergemeinde Rondorf, 


— 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts München- Gladbach gehörige, einen 
Theil der politiſchen Gemeinde Hardt bildende Kataſtergemeinde Neue 
Hardt, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Opladen gehörige Gemeinde Hitdorf, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Tholey gehörige Gemeinde Humes, 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Lebach gehörigen Gemeinden Lands- 
weiler und Greſaubach, 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sankt Wendel gehörige Gemeinde 
Winterbach, 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neumagen gehörigen Gemeinden 
Hilſcheid und Burtſcheid, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Prüm gehörige Gemeinde Kopp, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bitburg gehörige Gemeinde Neidenbach 
am 15. Juli 1894 beginnen ſoll. 


Berlin, den 8. Juni 1894. 


Der Juſtizminiſter. 
v. Schelling. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das am 26. Februar 1894 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft im Truftebachthale zu Berghauſen im Kreiſe 
Wittgenſtein durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg 
Nr. 19 S. 159, ausgegeben am 12. Mai 1894; 

2) das am 3. März 1894 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft im Altmühlbachthale zu Berghauſen im Kreiſe 
Wittgenſtein durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg 
Nr. 19 S. 156, ausgegeben am 12. Mai 1894; 

3) das am 14. April 1894 Allerhöchſt vollzogene Statut des Hörſter Wieſen⸗ 
verbandes, Ent⸗ und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft im Kreiſe Berſenbrück, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Osnabrück Nr. 23 S. 151, 
ausgegeben am 1. Juni 1894; 

(Nr. 9678.) 
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4) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. April 1894, durch welchen der Stadt- 


5 


— 


gemeinde Berlin das Enteignungsrecht für die dauernde Beſchränkung des 
zur Anlage einer Pferdebahn von der Franzöſiſchen Straße über die Weiden⸗ 
dammer Brücke nach den in der Friedrichſtraße liegenden Gleiſen und 
unter Abzweigung dieſer Linie von dem Grundſtück der Königl. Friedrich- 
Wilhelms ⸗Univerſität einerſeits nach dem Monbijouplatz, andererſeits nach 
dem Haackeſchen Markt in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums ver⸗ 
liehen worden iſt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potdam 
und der Stadt Berlin Nr. 20 S. 197, ausgegeben am 18. Mai 1894; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Mai 1894, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Brieg bezüglich der zum Ausbau der 
Wegeſtrecken von Schönfeld bis zum Bahnhof Bömiſchdorf der Eiſen— 


bahnlinien Brieg-Neiſſe und von Stoberau bis zur Oderfähre bei Koppen 


als Chauſſeen, ſowie der Wegeſtrecke von Brieg in der Richtung auf 
Pampitz bis zum Hermsdorfer Wegweiſer als Pflaſterſtraße erforderlichen 
Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau 
Nr. 23 S. 247, ausgegeben am 8. Juni 1894. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gebruckt in der Reichsbruckerei. 


